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Jemand hat in der Regel keinen Einbürgerungsanspruch, wenn er den Lebensunterhalt nicht dauerhaft sichern 

kann beziehungsweise keine ausreichenden Deutschkenntnisse (ab 16 Jahren: Niveau B1 des europäischen 

Referenzrahmens – sonst: altersgemäß) oder kein staatsbürgerliches Grundwissen (Einbürgerungstest/Test 

„Leben in Deutschland“ mit mindestens 17 Punkten) nachweist. Ausnahmen sind bestimmten Fällen möglich, 

wenn jemand 

▪ wegen einer Erkrankung oder Behinderung den Lebensunterhalt nicht dauerhaft ohne den Bezug von

Sozialleistungen bestreiten kann, seine Einbürgerung dennoch im staatlichen Interesse liegt und das

Verweigern der Einbürgerung eine besondere Härte wäre,

▪ wegen fortgeschrittenem Lebensalter bzw. einer Erkrankung oder Behinderung kein staatsbürgerliches

Grundwissen nachweisen kann (Einbürgerungstest/Test „Leben in Deutschland“) oder

▪ wegen fortgeschrittenem Lebensalter bzw. einer Erkrankung oder Behinderung keine ausreichenden

Deutschkenntnisse nachweisen kann.

Dazu benötigen wir einen fachärztlichen Befundbericht als Nachweis. Doch nicht jede ärztliche Stellungnahme ist 

automatisch geeignet, die genannten Ausnahmen im Rahmen einer Einbürgerung zu begründen – auch, wenn 

sie zur Vorlage bei einem Leistungsträger (zum Beispiel Jobcenter, Sozialamt, Rentenversicherung) ausreichend 

ist. Erforderlich sind in der Regel:  

▪ aktuelles Gutachten des behandelnden Facharztes,

▪ nachvollziehbare Benennung tatsächlicher Umstände, auf denen die fachliche Beurteilung beruht (Befund-

tatsachen und Untersuchungsmethoden),

▪ nachvollziehbare, fachliche Beurteilung des Krankheitsbildes (Diagnose),

▪ Angaben zu Behandlungsbedürftigkeit, adäquater Therapie und bisherigem Behandlungsverlauf,

▪ Aussagen zum kausalen Zusammenhang von Diagnose und zukünftiger Erwerbsunfähigkeit bzw.

Kenntniserwerbsunfähigkeit sowie zu deren Dauer (prognostische Diagnose) und

▪ bei Bedarf Schilderung der Therapietreue (Compliance), der Art der Sprachmittlung und der Befund-

validierung (insbesondere bei psychischen Störungen).

Formulierungen wie „der Patient ist bis auf weiteres erwerbsunfähig“, „die Frau ist zu alt für den Test“ oder 

„das Kind kann nicht genug Deutsch sprechen, weil kein Kindergartenplatz gefunden wurde“ sind unbrauchbar. 

Ihrem Arzt steht es nicht zu, rechtliche Folgen der fachlich begründeten Feststellungen und Folgerungen 
darzulegen oder sich mit Rechtsfragen auseinanderzusetzen.  

Wenn die alters- erkrankungs- oder behinderungsbedingten Folgen durch eine zumutbare ärztliche Behandlung 

entscheidend abgemildert oder gar beseitigt werden können, der Einbürgerungsbewerber dies aber verweigert, 

ist ihm dieses Verhalten in der Regel zuzurechnen. Auch bei eingeschränkter Leistungsfähigkeit kann eine 

vollschichtige Arbeitsfähigkeit oder Kenntniserwerbsfähigkeit sowie Prüfungsfähigkeit vorliegen, wenn 

bestimmte Arbeits-, Lern- und Prüfbedingungen eingehalten werden.  

Ihr Arzt kann bei Rückfragen gern Kontakt zu uns aufnehmen: 

Ordnungs- und Bürgeramt | Staatsangehörigkeitsbehörde | Kaiserallee 8 | 76133 Karlsruhe  

Postanschrift: 76124 Karlsruhe | Telefon: Behördennummer 0721 115 | einbuergerung@oa.karlsruhe.de 

Anforderungen an einen fachärztlichen Befundbericht 


